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Deutscher Bundestag: UN-Politik der Bun­
desregierung unter der Lupe - Aktuelles 
und Grundsätzliches gemischt - Namibia-
Fehlstart bedauert - Beteiligung an Frie­
denstruppen umstritten (21) 

(Vgl. auch Wilfried Skupnik, U N O : notwen­
dig, nützlich und ziemlich unbeachtet. Die 
Vereinten Nationen als Thema des S.Deut­
schen Bundestages, V N 4/1980 S.131ff.) 

Auf eine Große Anfrage der SPD-Fraktion 
vom 8.Juni 1988 (BT-Drucks.11/2427) h in 
debattierte der Deutsche Bundestag ein Jahr 
später über die Aktivitäten der Bundesrepu­
blik Deutschland in den Vereinten Natio­
nen. Für die Debatte auf der 146.Sitzung des 
11.Deutschen Bundestages am l.Juni 1989 
hatte der Ältestenrat 90 Minuten vorgese­
hen; von der Öffentlichkeit blieb sie wei­
testgehend unbeachtet, stand i m Schatten 
der Aussprache zur -Erklärung der Bundes­
regierung zum NATO-Gipfel am 29./30.Mai 
1989 in Brüssel- am Vormittag des gleichen 
Tages. 
Die Anfrage war noch i m Zeichen der Dis­
kussion u m eine Krise der Vereinten Natio­
nen formuliert worden, die Debatte fand 
dann aber vor dem Hintergrund von Erfol­
gen und generell positiverer Betrachtungs­
weise der Weltorganisation statt. Unter die­
sen Gegebenheiten (und angesichts spärlich 
besetzter Ränge) drückte sich die Hauptein-
bringerin der Anfrage, die sozialdemokrati­
sche Abgeordnete Helga T imm, so aus: »Un­
sere heutige Debatte ist also ganz aktuell ge­
worden. Für viele Angehörige des Parla­
ments scheint sie das leider nicht zu sein, 
aber vielleicht wird das auch wieder anders.« 
Für Parlamentarier wie Publikum steht die 
Weltorganisation offensichtlich nicht i m 
Zentrum des Interesses. Dies hat wohl auch 
damit zu tun, daß es - wie die christlich-de­
mokratische Abgeordnete Leni Fischer k r i ­
tisch an die Adresse der Medien bemerkte -
»zu wenig Information über die Arbeit der 
Vereinten Nationen (gibt)«; wehmütig erin­
nerte sie sich i n diesem Zusammenhang an 
die abendlichen Berichte des damaligen 
New Yorker Hörfunkkorrespondenten Ans­
gar Skriver vom Sitz der Vereinten Nationen 
vor einigen Jahren (die bislang keine Fortset­
zung gefunden haben). Ein Fazit der Debatte 
sei somit schon vorweggenommen: Erfor­
derlich erscheint die vermehrte Informa­
tion des Parlaments über die von der Bun­
desregierung i n den Vereinten Nationen be­
triebene Politik, angebracht wäre aber auch 
eine vermehrte Aufmerksamkeit der Me­
dien für das, was sich i n der Weltorganisa­
tion jenseits der Rituale einerseits und ein­
zelner spektakulärer Anlässe andererseits 
abspielt. 

I . Anlaß der Großen Anfrage war die 15jäh-
rige Mitgliedschaft der Bundesrepublik 

Deutschland i n den Vereinten Nationen seit 
ihrem Beitritt am 18.September 1973 gewe­
sen. Die angesprochenen Themenkreise 
reichten von Fragen zur generellen Haltung 
der Bundesregierung, ihren Erfahrungen, 
Perspektiven und Zielen i n der UN-Poli t ik 
über spezielle Konfliktstoffe wie Friedenssi­
cherung und weltweite Durchsetzung der 
Menschenrechte bis h in zu den Problemen 
der Finanzkrise und der Personalpolitik i n 
den Vereinten Nationen. Besonderes Ge­
wicht wurde unter anderem auf den Bereich 
der Abrüstung und internationalen Sicher­
heit gelegt; gefragt wurde beispielsweise 
nach Initiativen der Bundesregierung i m 
Hinblick auf die Rüstungskontrolle und de­
ren Verknüpfung m i t entwicklungspoliti­
schen Zielsetzungen sowie nach der Beur­
teilung neuer (über finanzielle und logisti­
sche Unterstützung hinausgehender) For­
men einer Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland an den UN-Friedenstruppen. 
Einen weiteren Schwerpunkt bildeten Fra­
gen zu Südafrika und zur Entwicklung i n 
Namibia. Im Rahmen des Themenkomple­
xes »Menschenrechte- galt das Interesse na­
mentlich den Forderungen der Bundesregie­
rung nach der Einsetzung eines Hochkom­
missars für Menschenrechte sowie der Er­
richtung eines Menschenrechtsgerichts­
hofs. Femer wurden Aspekte der Entwick-
lungs-, der Umwelt- und der Energiepolitik 
i m Bereich der Vereinten Nationen ange­
sprochen. 

I I . Auf diese Anfrage hat am 8.Februar 
1989 - aber erkennbar weithin von einem 
Stand von Herbst 1988 ausgehend - der 
Bundesminister des Auswärtigen i m Na­
men der Bundesregierung geantwortet (BT-
Drucks.11/3963). Dabei hat er die 1988 er­
zielten Erfolge der Vereinten Nationen i n ih ­
ren Bemühungen u m eine Konfliktregelung 
in Afghanistan und in der Auseinanderset­
zung zwischen Irak und Iran hervorgehoben 
sowie die Auszeichnung der UN-Friedens­
truppen m i t dem Friedensnobelpreis gewür­
digt. Auf dieser Grundlage unterstrich die 
Bundesregierung ihre fortwährend positive 
Einstellung zu den Aufgaben und dem Wir­
ken der Vereinten Nationen, insbesondere 
i m Bereich der Konfliktbewältigung und 
-Prävention. 
Die Bundesregierung nutzte - wie dann i n 
der Parlamentsdebatte die Grünen-Abge­
ordnete Ursula Eid nicht ohne Ironie an­
merkte — die ihr von der SPD eingeräumte 
»gute Gelegenheit zur Selbstdarstellung« 
und nannte als konkrete Beiträge zur akti­
ven Förderung dieser Politik i n der jüngeren 
Vergangenheit beispielhaft die Mitarbeit 
der Bundesrepublik als nichtständiges M i t ­
glied i m Sicherheitsrat 1987/88, die von ihr 
initiierte Resolution 41/70 der Generalver­
sammlung zur Vermeidung neuer massiver 
Flüchtlingsströme (Text: V N 1/1987 S.33) 
sowie ihren Vorschlag zur Konfliktpräven­

tion, welchen die 43.Generalversammlung 
am 5.Dezember 1988 m i t Resolution 43/51 
(Text: V N 3/1989 S.105f.) in der Form einer 
feierlichen Deklaration verabschiedete. Fer­
ner stellte die Bundesregierung ihren Ein­
satz für die uneingeschränkte Verwirkli­
chung der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten heraus und verwies hierzu unter an­
derem auf ihre Initiative bezüglich eines auf 
Abschaffung der Todesstrafe gerichteten 
Zusatzprotokolls zum Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte. Et­
was unklar ist i n diesem Zusammenhang 
die Ausführung, die Bundesrepublik 
Deutschland gehöre dem Ausschuß für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte sowie dem »Unterausschuß zur Ver­
hinderung von Rassendiskriminierung 
(CERD)« an. In letzterem Fall dürfte der 
Ausschuß für die Beseitigung der rassischen 
Diskriminierung (CERD) gemeint sein, 
welchem freilich - ebenso wie dem erstge­
nannten Gremium - keine Staaten, sondern 
ausschließlich unabhängige Sachverständi­
ge (Bruno Simma i m ersten und Karl Josef 
Partsch i m zweiten Fall) angehören. 
Auf dem Gebiet der Abrüstung und Sicher­
heit führte die Bundesregierung ihre A n ­
strengungen i n der Abrüstungskommission 
zur Aufstellung eines Richtlinienkatalogs 
für vertrauensbildende Maßnahmen und i h ­
ren Einsatz für eine größere Transparenz des 
internationalen Waffenhandels während 
der (allerdings ohne Schlußdokument ge­
bliebenen) dritten Sondergeneralversamm­
lung über Abrüstung ins Feld. Eine Beteili­
gung an den UN-Friedenstruppen durch die 
Entsendung von Bundeswehrkontingenten 
zog sie hingegen nicht in Betracht. 
Wirtschaftliche Sanktionen als Maßnah­
men gegen die Apartheidpolitik in Südafri­
ka fanden trotz geänderten Abstimmungs­
verhaltens i m Sicherheitsrat - Stimment­
haltung statt Ablehnung eines einschlägi­
gen (dann am Veto Großbritanniens und der 
USA gescheiterten) Resolutionsentwurfs 
(Text: V N 4/1988 S.132) am 8.März 1988 -
keine Zustimmung durch die Bundesregie­
rung. 
Für die Zukunft plant sie i m wesentlichen 
eine Fortführung ihrer bisherigen Aktivitä­
ten unter Berücksichtigung der »nationalen 
Interessen«. 

I I I . In der am l.Juni 1989 unter Vorsitz 
von Bundestagsvizepräsidentin Annemarie 
Renger und später von Vizepräsident Die­
ter-Julius Cronenberg geführten Bundes­
tagsdebatte unterstrichen sämtliche Red­
ner die zunehmende Bedeutung der Verein­
ten Nationen i n dem vielschichtigen Pro­
zeß der internationalen Verständigung m i t 
dem Ziel der Konfliktbewältigung und Frie­
denssicherung sowie der Entwicklungspoli­
t i k und der weltweiten Durchsetzung der 
Menschenrechte. Die i n der Antwort der 
Bundesregierung zum Ausdruck gekomme-
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ne positive Grundhaltung wurde allgemein 
begrüßt, wenn auch vielfach eine Erhöhung 
der Einsatzbereitschaft und Initiativen der 
Bundesregierung sowie eine Intensivierung 
der politischen Kontrolle des Parlaments ge­
fordert wurden. 
Die Debatte begann m i t einem Redebeitrag 
der Abgeordneten Helga T i m m (SPD), wel­
che die jüngsten Fortschritte i n der Arbeit 
der Vereinten Nationen i n erster Linie auf 
die allgemeine Verbesserung der weltpoli t i ­
schen Situation und eine veränderte, auf 
Kooperation zielende Einstellung der So­
wjetunion zu den Vereinten Nationen zu­
rückführte. Gleichzeitig erinnerte die Abge­
ordnete jedoch daran, daß bedeutende Vor­
haben der Vereinten Nationen weniger vom 
Erfolg gekrönt waren, da ihnen die erforder­
liche Unterstützung durch wichtige westli­
che Mitgliedstaaten und Verbündete der 
Bundesrepublik Deutschland versagt blieb. 
So sei die Umsetzung des Plans, Namibia i n 
die Unabhängigkeit zu führen, inzwischen 
i n Frage gestellt, weil auf Drängen der USA 
und Großbritanniens die Stärke der Nami­
bia-Friedenstruppe beträchtlich reduziert 
worden sei. Ferner könnten die notwendi­
gen strukturellen und finanziellen Refor­
men i n den Vereinten Nationen und ihren 
Sonderorganisationen noch längst nicht als 
abgeschlossen betrachtet werden. Die USA 
seien nach wie vor m i t Mitgliedsbeiträgen 
i m Rückstand und hätten - wie auch Groß­
britannien und Singapur - ihren Austritt 
aus der UNESCO noch nicht wieder rück­
gängig gemacht. Frau T i m m appellierte an 
das Parlament, sich m i t den Aktivitäten der 
Bundesregierung i n den Vereinten Nationen 
vermehrt zu befassen und die Regierung zu 
weiteren, über den bisherigen Rahmen hin­
ausgehenden Initiativen zu veranlassen. 
Ein Weiter-wie-bisher genüge nicht. 
Die von Helga T i m m angesprochenen Pro­
bleme waren auch Gegenstand der Rede des 
Abgeordneten Klaus Rose (CDU/CSU). Die­
ser vertrat die Auffassung, die U N O habe 
»ihre großen Zeiten sogar noch vor sich«. 
Die von den USA zur Veranlassung überfäl­
liger Reformen angewandten Druckmitte l 
seien zwar heilsam gewesen, sollten aber 
nun wieder ein Ende finden; die Fortfüh­
rung etwa der i m Bereich der UNESCO er­
folgreich begonnenen Reformbemühungen 
sei zu befürworten. Darüber hinaus seien 
die Vereinten Nationen i n der Durchfüh­
rung des Namibia-Projekts - ungeachtet der 
aufgetretenen Schwierigkeiten - nach Kräf­
ten zu unterstützen. 
Den jüngsten Entwicklungen i n Namibia 
sowie der gesamten Problematik der Kon­
fliktbewältigung i m Südlichen Afrika 
wandte sich anschließend auch der Abge­
ordnete Günter Verheugen (SPD) zu. Er ver­
urteilte das Versäumnis des Sicherheitsrats, 
die UNTAG i n ausreichender Stärke und 
zum entscheidenden Zeitpunkt i n Namibia 
zur Verfügung zu stellen, und sprach sich 
für eine Stärkung der Einflußmöglichkeiten 
der Vereinten Nationen i n Namibia aus, zu­
mal diesem Projekt für die Sicherung des 
Friedens i n der gesamten Region Modell­
charakter zukomme. In diesem Zusammen­
hang übte der Abgeordnete weiterhin Kr i t ik 
an der Südafrikapolitik der Bundesregie­

rung und ergänzte die regierungsamtlichen 
Ausführungen i n Sachen Südafrikasanktio­
nen - wie schon erwähnt, enthielt sich der 
Vertreter Bonns am 8.März 1988 - dahinge­
hend, daß der geforderte Sanktionskatalog 
genau bereits i n Kraft befindlichen EG-Be­
schlüssen entsprach: »Dem, was die Bun­
desregierung i n Brüssel beschlossen hat, hat 
sie sich also i n New York verweigert.« Wei­
terhin merkte Verheugen an, daß die Bun­
desrepublik Deutschland inzwischen 
Haupthandelspartner Südafrikas geworden 
ist. 
Diesen Gesichtspunkt hatte zuvor bereits 
Ursula Eid, Abgeordnete der Grünen, zur 
Sprache gebracht; sie forderte durchweg 
mehr Einsatz der Bundesregierung für die 
erklärten Ziele i n Namibia wie auch i n Süd­
afrika. Unter anderem sei eine Unterzeich­
nung der Anti-Apartheid-Konvention ein 
wichtiger Schritt zur angestrebten Durch­
setzung der Menschenrechte. Fällig seien 
ferner ernsthafte Anstrengungen zur Anle­
gung des von Bundesaußenminister Gen­
scher bislang lediglich geforderten weltwei­
ten Registers der Waffenimporte und -expor-
te. Hingegen sprach sich die Abgeordnete 
entschieden gegen den Einsatz von Bundes­
wehrkontingenten i m Rahmen der U N -
Friedenstruppen aus, begrüßte aber »jede zi­
vile, d.h. finanzielle, technische und perso­
nelle Unterstützung von UNO-Friedens-
und -Beobachtergruppen«. 
Die verfassungsrechtlichen Voraussetzun­
gen für einen Bundeswehreinsatz unter 
dem Blauhelm sahen Hildegard Hamm-Brü­
cher (FDP) und Hans-Jürgen Wischnewski 
(SPD) als derzeit ohnehin nicht gegeben an. 
Wischnewski trat jedoch dafür ein, dem Er­
suchen der fünf mittelamerikanischen Staa­
ten Costa Rica, El Salvador, Guatemala, 
Honduras und Nicaragua u m Entsendung 
von unbewaffneten Beobachtern (ohne eine 
Beteiligung der Bundeswehr) zu entspre­
chen. 
Den Fragen der Entwicklungspolitik und 
des Bevölkerungswachstums i n den Staaten 
der Dri t ten Welt wandte sich die Abgeord­
nete Leni Fischer (CDU/CSU) zu. Maßnah­
men auf diesen Gebieten maß sie - ebenso 
wie den Aktivitäten der Vereinten Nationen 
zur Bewältigung von Flüchtlingsströmen -
besonderes Gewicht bei. Weiterhin sprach 
sie sich - wie anschließend auch die Abge­
ordnete Hamm-Brücher - für eine Fortset­
zung der Bemühungen i m Bereich der Men­
schenrechte aus, namentlich zur Unterbin­
dung von Menschenrechtsverletzungen an 
Frauen. 
Hildegard Hamm-Brücher beklagte ferner 
die von ihr als »unzureichend« beschriebe­
ne Vertretung Deutscher i m höheren Dienst 
des UN-Sekretariats sowie die ausnehmend 
geringe Beteiligung von Frauen dabei, nahm 
aber auch die Gelegenheit wahr, einer Frau 
besonders für ihren Einsatz zugunsten der 
Weltorganisation zu danken: ihrer Bundes­
tagskollegin Helga T imm, i m Ehrenamt 
Vorsitzende der Deutschen Gesellschaft für 
die Vereinten Nationen. 

IV. Abschließend sprach die Staatsmini­
sterin i m Auswärtigen Amt , Irmgard Adam-
Schwaetzer (FDP). Sie erklärte insbesonde­

re die Bereitschaft der Bundesregierung, 
sich am regionalen Überwachungsmecha­
nismus i m Rahmen des Friedensprozesses 
i n Mittelamerika personell zu beteiligen, 
falls dies vom Generalsekretär der Verein­
ten Nationen gewünscht werde. Der Ein­
satz von Bundeswehrkontingenten bei Frie­
densmissionen der Vereinten Nationen 
komme jedoch nicht i n Frage, solange die 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen 
dafür nicht bestünden. 
Blieb das Handeln der Bundesregierung i n 
den U N am l.Juni 1989 i m Plenum des 
Deutschen Bundestages, wie dargelegt, 
nicht ohne Kri t ik , so dürfte Frau Adam-
Schwaetzer aber m i t der Definit ion der Ver­
einten Nationen, die sie abschließend gab, 
i m Sinne aller anwesenden Parlamentarie­
rinnen und Parlamentarier gesprochen ha­
ben: Sie bezeichnete sie als weltweite Orga­
nisation, »die Ausdruck der gemeinsamen 
Verantwortung für unser aller Zusammen­
leben und für die Zukunft dieser Erde ist«. 

Kerstin Jung • 

Politik und Sicherheit 

Angola: Weitere DeStabilisierung - Militä­
rische Wende - Waffenstillstand - Abzug 
Südafrikas und der Kubaner - Rolle der Su­
permächte - Einrichtung einer Verifika­
tionsmission der Vereinten Nationen (22) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 2/ 
1987 S.69ff. fort.) 

Auch während des Jahres 1987 fanden die 
kontinuierlichen militärischen Destabili-
sierungsaktivitäten der südafrikanischen 
Armee auf angolanischem Territorium ihre 
Fortsetzung. Eine am 27.Januar 1987 vorge­
legte Liste m i t einer Bilanz der jüngsten Ag­
gressionen (UN Doc.S/18638) ließ den letz­
ten Bericht i n dieser Zeitschrift m i t dem 
Ausblick schließen, daß ein Ende des Kon­
f l ikts nicht abzusehen sei. Zumindest für 
den weiteren Verlauf des Jahres 1987 behielt 
diese Prognose ihre Gültigkeit. 

Neuerliche Verurteilung Südafrikas 

A m 5.November 1987 leitete der angolani­
sche Botschafter dem Generalsekretär ein 
Schreiben seines Präsidenten Jose Eduardo 
dos Santos zu (S/19253), das die Schreckens­
bilanz der militärischen Übergriffe Südafri­
kas en detail auf aktuellem Stand festhielt. 
Der Brief endete m i t dem Hinweis, daß die 
Volksrepublik Angola nicht nur als M i t ­
gliedstaat der Vereinten Nationen u m deren 
Unterstützung bitte, sondern alle zur Verfü­
gung stehenden Möglichkeiten auszu­
schöpfen gedenke, u m seine Unabhängig­
keit und territoriale Integrität zu schützen. 
- I m Nachhinein kann dieser Passus durch­
aus als ein Hinweis auf die Verstärkung der 
kubanischen Präsenz interpretiert werden, 
die zu jenem Zeitpunkt vollzogen wurde. 
In fast identischem Wortlaut wurde das 
Schreiben erneut als Dokument S/19283 
vorgelegt und begleitete den Antrag des an­
golanischen Botschafters vom 19.November 
1987 auf die Einberufung einer Sitzung des 
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